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Einleitung 

Am 6. März 1992 legte die EG-Kommission den Vorschlag einer Verord-
nung für ein Statut fur eine Europäische Genossenschaft vor. Die Rolle der 
Arbeitnehmer bei Unternehmensentscheidungen wurde in einem angeschlos-
senen Richtlinienvorschlag, der das Statut ergänzen soll, geregelt. Zusammen 
mit diesen beiden Vorschlägen, die die Europäische Genossenschaft betref-
fen, ergingen Verordnungsvorschläge für Statute für einen Europäischen Ver-
ein und eine Europäische Gegenseitigkeitsgesellschaft und die dementspre-
chenden Arbeitnehmerrichtlinienvorschläge. Nachdem insbesondere der Wirt-
schafts- und Sozialausschuß eine Stellungnahme zu diesen Verordnungsvor-
schlägen abgegeben hatte, legte die Kommission am 31. August 1993 einen 
zweiten geänderten Entwurf der Statute vor. 

Ziel der Schaffung einer Europäischen Genossenschaftsform war es nicht, 
nationale Genossenschaftsrecht anzugleichen oder zu ersetzen. Vielmehr wird 
das Europäische Genossenschaftsgesetz fakultativ und alternativ neben den 
nationalen Genossenschaftsrechten anwendbar sein. Es soll insbesondere die 
Schwierigkeiten, die bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von Ge-
nossenschaften aufgetreten sind, beseitigen. 

Die Arbeit untersucht, ob der von der Kommission im März 1992 bzw. 
August 1993 vorgelegte, konkrete Statutsvorschlag geeignet ist, die mit ihm 
verfolgten Ziele zu verwirklichen und ob ein solches Institut sowohl aus ei-
ner genossenschaftlichen als auch aus einer europäisch-integrativen Sicht er-
forderlich ist. 



Teil 1 

Genossenschaftsrecht in 
der Europäischen Gemeinschaft 

A. Genossenschaften in der europäischen Diskussion 

Der Verordnungsvorschlag der Europäischen Kornmission für ein Statut 
der Europäischen Genossenschaft vom März 19921 mit seiner Änderung vom 
Juli I August 19932 beendet vorerst eine Entwicklung der europäischen genos-
senschaftlichen Diskussion, die nicht erst Anfang der achtziger Jahre mit dem 
bekannten sog. Mihr-Bericht des Europäischen Parlaments3 begonnen hat. 

Schon relativ bald nach Gründung der EWG durch die Verträge von Rom4 

entwickelten sich aus den bereits bestehenden Organisationen internationaler 
genossenschaftlicher Zusammenarbeit europäische Verbände, die schon früh 
mit den Überlegungen für eine Europäische Genossenschaftsform begannen5. 

Diese in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre stagnierende Bewegung 
erhielt durch die erneute und intensivere Beschäftigung der EG-Gremien mit 
dem genossenschaftlichen Thema seit 1980 eine neue Dynamik6, die in Ver-
bindung mit den Arbeiten an der Europäischen Aktiengesellschaft zu dem 
nun vorliegenden Verordnungsvorschlag geführt hat. 

I. Erste umfassende Ansätze für ein Statut 
der Europäischen Genossenschaft bis 1980 

Der Statutsvorschlag der Kornmission für die Europäische Genossenschaft 
wäre ohne die diese Entwicklung in Gang setzenden und die Diskussion im-

1 ABI. Nr. 99 v. 21.04.1992, S. 17 ff. 
2 ABI. Nr. 236 V. 31.08.1993, S. 17 ff. 
3 Bericht im Namen des Ausschusses fiir Wirtschaft und Währung über die Genossen-

schaftsbewegung in der Europäischen Gemeinschaft, Berichterstatter: K.H. Mihr, Sitzungs-
dokumente des Europäischen Parlaments, Sitzungsperiode 1982-1983, Dok. 1-849 / 82, PE 
74 500 I endg. v. 15.11.1982. S. dazu unten Teil I, A.II.l. 

4 EWGV und EAGV vom 25.03.1957, in Kraft getreten am 01.01.1958; s. dazu z.B. 
Oppermann, Europarecht, Rdnr. 22; Beutler, in: Beutler/ Bieber / Pipkorn / Strei/, S. 39 ff. 

5 S.u. Teil I, A.I. 
6 S.u. Teil I, A.II. 
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mer wieder neu belebenden europäischen Genossenschaftsverbände nicht 
denkbar gewesen. 

1. Genossenschaften auf internationaler und europäischer Ebene 

Im Gegensatz zu anderen Gesellschaftsrechtsformen haben Genossenschaf-
ten schon seit ihrem in Europa weitgehend zeitgleichen Aufkommen im 19. 
Jahrhundere durch Erfahrungsaustausch und die Förderung wirtschaftlicher 
Verbindungen auf internationaler Ebene voneinander profitiert. Zu diesem 
Zweck wurde bereits 1895 der Internationale Genossenschaftsbund (1GB) 
gegründet, der sich auch heute noch als internationale Interessenvertretung 
der Entwicklung und Erforschung des Genossenschaftswesens in aller Welt 
widmet8• Zu echter wirtschaftlicher Kooperation der Genossenschaften mit 
Hilfe des 1GB kam es jedoch nur in Ausnahmefällen9. Erfolgreicher im Rah-
men der internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit war der Verband 
der Europäischen Landwirtschaft, die Confederation Europeenne de I' Agricul-
ture (CEA)10, eine sich bereits 1948 konstituierende europäische genossen-
schaftliche Vereinigung, die nur ländliche Genossenschaften vereinigt'' . Die 
CEA, die eine ständige Arbeitsgruppe für das Genossenschaftsrecht eingesetzt 
hatte, arbeitete in den sechziger Jahren eng mit der EG-Kommission hinsicht-
lich der Entwicklung eines europäischen Genossenschaftsrechts zusammen. 

Aufgrund der Unterzeichnung des EWG-Vertrages 1957 wurde 1959 in 
Den Haag eine Vereinigung der landwirtschaftlichen Genossenschaften der 
damaligen sechs EWG-Länder gegründet, das Comite General de Ia Coopera-
tion Agricole des Pays de Ia C.E.E.12 (COGECA). Diese Vereinigung hat sich 
die Vertretung des ländlichen Genossenschaftswesens gegenüber der EWG 

7 Zur genossenschaftlichen Entwicklung in den Mitgliedstaaten näher unten Teil 1, B.I. 
R S. dazu Flügge, ZfgG 20 (1970), 234; ausführlich zum 1GB Watkins, Die internationale 

Genossenschaftsbewegung, S. 31 ff.; zu heutigen Defiziten in der Forschung des 1GB Lau-
rinkari I Brazda, Genossenschaftswesen, S. 765. 

9 Z.B. durch die Gründung der skandinavischen Importorganisation Nordisk Andelsfor-
bund 1918, die als Vorläufer genossenschaftlicher gesamteuropäischer Zusammenarbeit 
angesehen wird, Flügge, ZfgG 20 ( 1970), 234. 

10 Diese ist aus der seit 1926 bestehenden Confederation Internationale de I' Agriculture 
(CIA), die sich wiederum aus einem bereits 1905 in Rom gegründeten "Ständigen Interna-
tionalen Landwirtschaftlichen Institut" entwickelt hat, hervorgegangen. 

11 Daneben wurde schon 1947 in Scheveningen die IFAP- International Federation of 
Agricultural Producers - gegründet, um die durch den Zweiten Weltkrieg gestörte Arbeit 
des CIA zu ersetzen; ausführlich dazu K/usak, ZfgG 20 (1970), 249. 

12 Allgemeiner Ausschuß des ländlichen Genossenschaftswesens der Länder der EWG, 
Sitz Brüssel. 
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